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Der öffentliche Dienst ist viel besser als sein Ruf. Echt jetzt? Yep!
Agile Methoden, moderne Arbeitsplätze, Teamwork und Entscheidungsfreiheit bringen den

Amtsschimmel auf Trab. Soll heißen: Wer nun aufspringt, macht das Rennen.

ÖFFENTLICHER
DIENST

SMART
Für die Stadt 4.0 sind IT-Fachkräfte
wichtiger als der Bürgermeister.

Und der weiß das auch.

CLEVER
Über dem Richter (m/w/d)

steht nur das Gesetz.
Mehr Freiheit gibt es nicht.

FIT
Viele Behörden arbeiten schon agil.

Aber längst noch nicht alle.
Da geht noch was.

THEMA

ÖFFENTLICHER
DIENST

EINE ANZEIGENSONDERVERÖFFENTLICHUNG IN DER SÜDDEUTSCHEN ZEITUNG
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... UND SIE BEWEGEN
SICH DOCH

Schneller, stärker, vitaler: Der öffentliche Dienst hat sich ein anspruchsvolles
Fitness-Programm verordnet. Das Ziel ist die rundum agile Verwaltung.

D er Bauhof der Stadt Herrenberg
praktiziert Selbstorganisation ohne
Leiter – und es wird mehr geschafft
für die Bürger. Eine Berliner Bun-
desbehörde durchlöchert bewusst
Abteilungsgrenzen – und fast alle
Mitarbeiter finden das knorke. In

Karlsruhe haben Leitprojektgruppenmehr zu sagen als die
zuständigen Ämter – und niemand geht auf die Barrika-
den. Eine Querschnittsabteilung einer Kölner Hochschule
kommt seit drei Jahren ohne Führungskraft aus – und das
funktioniert so gut, dass die Kanzlerin mit Blick auf die
ganze Verwaltung schätzt: „Da geht noch was.“

In deutschen Behörden tobt der Quirlgeist. Vor zehn
Jahren hätten das allenfalls die Vordenker und Vortreiber
der Digitalisierung für möglich gehalten. Weil sie vorherse-
hen konnten, dass die rasanten Fortschritte in der Informa-
tionstechnik nicht nur die Unternehmen, sondern auch die
öffentliche Verwaltung unter gewaltigen Modernisierungs-
druck bringen würden. Genauso ist es gekommen. Überall
werden etablierte Organisationsformen und Arbeitsabläufe
auf den Prüfstand gestellt und mit auferlegten Umbaumaß-
nahmenzurückgeschickt,weil engagierteAmts- undProjekt-
leiter beweisenwollen, dass der angeblicheWiderspruch zwi-
schen Behördeneffizienz und Bürgernähe nur eine Ausrede
für Nichtstun ist. Und wirklich: Die vielen, oft mit Stolz prä-
sentiertenBeispiele zeigen, dassAgilität denÄmtern gut tut.
Sie beweisen, dass eine Behörde gleichzeitig hochwirksam
arbeiten und das Leben der Bürger erleichtern kann – wenn
LeitendeundGeleitete eswollenundvomGesetz her dürfen.

Was heißt dürfen. Die Ansage ist unmissverständlich:
Die fast fünf Millionen öffentlich Bedienstete sollen beweg-
licher, fitter, kosten- und kundenorientierter werden. „Seit
2013 sinddieBehördenverpflichtet, dasGesetz zurFörderung
der elektronischen Verwaltung umzusetzen“, sagt Hanna
Looks. Vor ihremMasterstudium arbeitete dieMedieninfor-
matikerin vier Jahre lang in der Verwaltungs-IT einer west-
deutschenKleinstadt.AusdieserZeit stammtdas sogenannte
E-Government-Gesetz. Es verpflichtet dieÄmter unter ande-
rem, denBürgern einen elektronischenZugang zu ihren Ser-
vices zu eröffnen, dasErbringenelektronischerNachweise zu
erleichtern und Verwaltungsrechnungen online bezahlen zu
können. Darüber hinaus legt das E-Government-Gesetz die
Grundsätze der elektronischenAktenführung fest.

All das soll die Behördenarbeit straffen und den Bür-
gern Nutzen bringen, vor allem durch weniger Lauferei zu
denÄmtern undweniger Schlangestehen vor denTüren der
Sachbearbeiterbüros. „DieE-Aktemuss eingeführtwerden“,
zählt Hanna Looks auf, „der Personalausweis, die Anmel-
dung zur Hundesteuer, vieles muss online zu beantragen
sein.“ Als Mitglied einer Forschungsgruppe an der Hoch-
schule Emden/Leer hat dieMasterstudentin den Stand der
Agilität in der öffentlichen Verwaltung erfragt. „Noch wird
zu wenig gemacht“, fand sie heraus. „Der Großteil derMit-
arbeiter nutzt noch keine agilenMethoden.“Warumman es

so machen soll, ist den meisten klar. Aber man weiß nicht,
wie man es machen soll. Weil man es noch nie so gemacht
hat. Aber jetzt, sagt Looks, sei der Knoten geplatzt. Die Di-
gitalisierung bringe Bewegung in die Sache. „Die Verwal-
tung kann das schaffen. Die werden nie komplett agil sein.
Aber sie werden ihre Projektarbeit optimieren und deutlich
schneller und besser arbeiten als bisher.“ Was macht sie so
zuversichtlich? „Mit den alten Arbeitsweisen kommt man
nicht weiter.“ Der Groschen sei endlich gefallen.

Die Deutsche Rentenversicherung (DRV) in Berlin-
Brandenburg beschäftigt sich seit rund vier Jahrenmit dem
Thema Agilität. „In einem kleinen Rahmen“, sagt Orga-
nisationsentwickler Falk Golinsky, wie um allzu große Er-
wartungen abzuwehren. Darauf gestoßen ist die Behörde
im Zusammenhangmit einem Projekt zur Entwicklung der
Unternehmenskultur. „Dabeiwar immerwieder vonAgilität
die Rede“, sagt Golinsky. „Das hatmich neugierig gemacht.
Darüber wollte ichmehr wissen.“

In seiner Fortbildung zum Agilen Coach lernte der
Verwaltungsbetriebswirt, dass eine agile Organisation nur
auf dem Boden einer veränderungsfreudigen und ergeb-
nisorientierten Unternehmenskultur wachsen kann. Weil
Mitarbeiter nämlich nur dann kundenorientiert, koopera-
tionswillig, lernbereit und eigenverantwortlich tätig sind,
wenn die Rahmenbedingungen stimmen. Das aber bedeu-
tet, dass in einem Betrieb oder in einer Behörde agiles Ver-
haltenwertgeschätzt und aktiv gefördert werdenmuss. Nur
dann verwandeln sichDienst nachVorschrift-Tuende inmo-
tivierte und engagierte Mitarbeiter, die gemeinsam nach
besseren Lösungen streben und so die Qualität ihrer Leis-
tung nachhaltig steigern.

Freilich ist nicht damit getan, die Prinzipien agiler
Arbeit (siehe Kasten Seite 3) ans Schwarze Brett zu heften
und von Stund‘ an begeisterte Beweglichkeit zu erwarten.
„Eine solche Kultur kannman nicht verordnen“, warnt Go-
linsky. „Man kann sie nur in eineOrganisation hineinpflan-
zen und darauf vertrauen, dass sie Früchte trägt.“ Seit fünf
Jahren ist dieDeutsche Rentenversicherung dabei, ihreUn-
ternehmenskultur auf Kooperation zu trimmen und damit
die Grundlage für behördliche Agilität zu schaffen. Dabei
wurde jedoch der Begriff selbst nur sehr selten genutzt und
nie in den Vordergrund gestellt. Quer über die Behördenhi-
erarchie, vom Boten bis zur Geschäftsleitung, konnten sich
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter konnte sich einbringen.
Freiwillig, nicht auf Anweisung von oben.Wer dieses Ange-
bot genutzt hat, denkt und handelt heute anders als früher.
Diese Menschen gehen als Multiplikatoren zurück in ihre
Abteilungen und können das Erlernte undErlebtemit ihren
Mitstreitern teilen. So kann sich auch eine agile Haltung in
der Organisation verbreiten. „Kein Pingpong spielen zwi-
schen den Bereichen, sondern sich zusammensetzen und
miteinander reden“. „Schließlich hat jeder imProjekt erlebt,
wie gut das funktioniert.“

Nicht alle Mitarbeiter hätten von Null auf Hundert
ihre Haltung geändert, räumt der Organisationsentwickler
ein. Aber es sei ein kräftiger Stamm gewachsen, der immer
neue Zweige treibe. „Die Kollegen sind aufgeschlossen“,
versichert Golinsky. „Wer ein Stück weit mitgewachsen ist,
gibt die Erfahrungweiter, dassman auf dieseWeise schnel-
ler zu Ergebnissen kommt.“ Den Idealzustand einer durch
und durch flinken und beweglichen Organisation erreiche
man allerdings niemals, bestätigt Golinsky die agile For-
scherin Hanna Looks. „Das Streben nach Agilität ist eine
Daueraufgabe“. „Wenn der große Hype der Digitalisierung
zu Ende geht, kommt etwas Neues.“

Und darauf ist besser vorbereitet, wer von Hause aus
beweglich ist.Das legendieErgebnisse einerKienbaum-Stu-
die nahe: Je agiler die Strukturen, desto innovativer und leis-
tungsfähiger nehmen sich Unternehmen wahr. Eine Grund-
voraussetzung solcher Strukturen ist es, starre Hierarchien
aufzubrechen, umMitarbeitern insgesamt mehr Verantwor-
tung zu übertragen. Fast zwei Drittel der für die Studie be-
fragtenFachkräftewünschen sich solcheflachenHierarchien.
Aber nurwenigewinken lässig ab: Habenwir schon.

Dazu gehören die 13Mitarbeiter des städtischenBau-
hofs in Herrenberg nahe Stuttgart. „Im Frühjahr 2018, als
wir gerade ohne Meister da standen, haben einige Mitar-
beiter angeregt, sich die Führung zu teilen“, erzählt Ste-
fan Kraus, Amtsleiter Technik Umwelt Grün bei der Stadt
Herrenberg. Der revolutionäre Vorschlag musste erst mal
sacken. „Bis zum Ende des Jahres wurden alle Fragen ge-
klärt, die in einem solchen neuenModell aufkommen. Und
dann haben wir entschieden: Wir machen das.“ Die Füh-
rungsaufgabe wurde paritätisch auf fünf energisch winken-
deMitarbeiter verteilt. „Jeder hat einenMonat lang denHut
auf, stellt Leute ein und unterschreibt die Urlaubsscheine“,
fasst Kraus die Vereinbarung zusammen. „Danach ist der
Kollege an der Reihe.“ Für die Entscheidung sprach, dass
die führerlose Gruppe schon 2018 etwa 100 Aufträge mehr
abgewickelt hatte als im Jahr zuvor. „Im nächsten Jahr wa-
ren es dann rund 200 Aufträge mehr“, freut sich der Leiter
der technischen Betriebsdienste und schlägt vor: „Sie soll-
ten mal dabei sein, wenn die ihre Arbeit verteilen. Da hö-
ren Sie Sätze wie: ‚Ich muss sowieso in den Ort, dann kann
ich auch gleich das Verkehrsschild aufstellen.‘“ Die geteil-
te Selbstverantwortung habe die Eigeninitiative der Team-
mitglieder geweckt, lobt er, und auch die Kommunikation
untereinander sei viel besser geworden. Kraus: „Die reden
mehr miteinander. Das ist ja der Trick: Sie wissen, sie ha-
ben die Verantwortung – und dabei einen Riesenspaß.“Das
eingesparte Gehalt für denMeister verteilt die Stadt an die
fünf Führungsfreunde. „Das bekommen die einmal im Jahr
oben auf ihr Gehalt“, sagt Kraus. „Wer mehr leistet, muss
auchmehr bekommen.“

LeistungohneLeitung?Dasgeht!

Auf Leistung ohne Leitung vertraut auch die Kunst-
hochschule für Medien in Köln (KHM). „Die knapp 30Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter unserer Abteilung Technik
arbeiten seit 2016 selbstorganisiert“, berichtet Hochschul-
kanzlerin Sabine Schulz. Wie in Herrenberg startete das
Experiment nach dem Fortgang des einstigen Leiters. „Wir
fragten uns, ob wir neu ausschreiben oder nach einem an-
derenWeg suchen sollten“, erinnert sich Schulz. Viele Mit-
arbeiter hatten zuvor Erfahrungen mit anderen Führungs-
modellen gesammelt. Auf Bitten der Kanzlerin reflektierten
sie diese Erfahrungen. „Begleitet von externer Moderation
haben sie inmehreren Schritten gemeinsam einModell der
Selbstorganisation ohne Abteilungsleitung erarbeitet“, sagt
Schulz. Im Sommer 2016 trat es in Kraft, und im darauffol-
genden Winter wurde es in einer Dialogrunde mit Rekto-
rat und Studierenden begutachtet. „Das Feedback zu der
Selbstorganisation fiel neutral bis positiv aus“, sagt Schulz.
„AmEnde sagten wir: Daran wollen wir weiterarbeiten.“

Die Technik in der Kölner Kunsthochschule arbeitet
nicht komplett führerlos. Vielmehr teilen sich dieMitarbei-
ter die Verantwortung. „Für unterschiedliche Aspekte der
Führungsaufgabe wie Urlaubsentscheidung, Einstellung
und Budget hat die Abteilung Gruppen gebildet mit je

LIEBE LESERIN,
LIEBER LESER,

der öffentliche Dienst erbringt eine Fülle an Leistungen,
die oft als selbstverständlich wahrgenommen werden.
DocheinebürgernaheVerwaltung, einfließender öffent-
licher Personennahverkehr, Sicherheit nach innen wie
nachaußenundein funktionierendesKinderbetreuungs-,
Schul- und Hochschulsystem sind keineMaschinen, die
einmal eingerichtet und dann sich selbst überlassenwer-
denkönnen.NeuegesetzlicheAnforderungen,neueBür-
gerwünsche,neue technischeMöglichkeiten fordernstän-
diges Nachjustieren. Dafür benötigen Bund, Länder und
Gemeinden ausreichendundqualifiziertes Personal.
Dass der öffentliche Dienst ein moderner Arbeitgeber
sein kann, beweisen die hier zusammengetragenen Bei-
spielevon führerlosenundhochmotiviertenTeams inder
Verwaltung, unternehmerisch denkenden Bürgermeis-
tern undPlanern, die unsere Städte smartermachen.
Wie es um den öffentlichen Dienst aktuell steht undmit
welchenMitteln und Ideen ausreichend Talente gewon-
nen werden können, darüber diskutierten die Teilneh-
merinnen und Teilnehmer des Runden Tisches im 26.
Stock des Süddeutschen Verlages. Mit dieser Anzeigen-
sonderveröffentlichungderSüddeutschenZeitung fassen
wir für Siediewichtigsten Inhalteder lebhaftenDiskussi-
onzusammenundergänzendieseumBeispiele,dieNach-
ahmerverdienen.Sievielleicht?WirwünschenIhneneine
anregendeLektüre!

Karen Engelhard
Jacob Neuhauser
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SIE DISKUTIEREN
AM RUNDEN TISCH

„DIE VERWALTUNG
KANN ES SCHAFFEN.
DENN MIT DEN ALTEN

ARBEITSWEISEN KOMMT
MAN NICHT WEITER.“

Schluss mit dem Silo-Denken: Immer mehr Behörden holen alle Beteiligten an einen Tisch. Foto: Adobe Stock/alfa27
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GLÄNZENDE
PERSPEKTIVEN

Der öffentliche Dienst braucht Nachwuchs. Das ist die Chance
für Menschen, die etwas bewegen wollen.

E twa jeder Achte der rund 45 Millionen
Berufstätigen in Deutschland arbeitet
im öffentlichen Dienst. Doch der steht
vor einer Mammutaufgabe: Bis 2030
werden 30 bis 40 Prozent der heutigen
Beamten und Angestellten in den Ruhe-
stand gehen. Und junge Menschen, die

das Ruder übernehmen könnten, sind knapp. Deshalb
deutet vieles darauf hin, dass der bevorstehende Genera-
tionswandel die Behörden stärker als je zuvor verändern
wird. Wer jetzt dabei ist, kann bei der Gestaltung der Zu-
kunft tatkräftig mitwirken. Finanz-, Gesundheits-, Ju-
gend-, Bau- undOrdnungsämter strecken jedemBewerber
die Hand aus – gleichgültig, ob sie über den ersten, zwei-
ten oder den dritten Bildungsweg ins Amt kommen.

Für geborene Macher hält der öffentliche Dienst
mehr als 130 Ausbildungsberufe in fast allen Lebensberei-
chen bereit. Sogar für die Zeit danach, wieNikolai ausGlad-
beck berichtet. Er hat bei der Stadt denBeruf des Friedhofs-
gärtners erlernt und dessenVielseitigkeit erlebt: „Ich durfte
mich nicht nur im öffentlichen Dienst beweisen, sondern
dank einer Kooperation zwischen privaten Unternehmern
und der StadtGladbeck auch in der Privatwirtschaft.“Diese
Erfahrung habe ihn ebenso geprägt, sagt Nikolai, wie diver-
se Lehrgänge in den Ausbildungszentren im Münsterland.
Abwechslung im Tun und die Chance, neue Kollegen und
deren Erfahrungen und Sichtweisenmit den eigenen abzu-
gleichen, sind typische Merkmale einer Berufsausbildung
im öffentlichen Dienst.

Wie kaum ein anderer Arbeitgeber sorgt sich der öf-
fentlicheDienst umdieWork-Life-Balance seinerMitarbei-
ter. Weniger bekannt ist, wie gewitzt die kommunalen Per-
sonaler an derDeckung ihres Bedarfs arbeiten. Diemeisten
Studierenden der Verwaltungshochschule Kehl haben lan-
ge vor ihrem Abschluss einen Arbeitsvertrag in der Tasche.
Manche Städte bieten daher Betriebswirten die Möglich-

keit einer Zusatzqualifikation, um in kurzer Zeit einen Ver-
waltungsjob stemmen zu können. Andere kooperieren mit
Hochschulen, um die dringend benötigten Ingenieure und
Informatiker vom Start weg für sich zu begeistern. Hände-
ringend gesucht undmit einer geregelten 38 Stunden-Woche
umworben werden außerdem Amtstierärzte und Human-
mediziner für den öffentlichenGesundheitsdienst.WieÖz-
denDoğan, der schonwährend des Studiums sein Interesse
an der Gesundheitspolitik entdeckte und deshalb ein Trai-
neeprogramm beim Landkreis absolvierte. Der 29-Jährige
aus Köln hat seine Bestimmung gefunden: „Ich arbeite da-
ranmit, Krankheiten zu verhindern, bevor sie ausbrechen.“
In Sachen Recruiting hält es der öffentliche Dienst ebenso.

KAREN ENGELHARD

weils zuständigenVerantwortlichen“, sagt Schulz und
lobt: „Mehr als dieHälfte derMitarbeiter hat eine odermeh-
rere Aufgaben übernommen.“ Die Übernahme der Verant-
wortung durch das Team zeitige durchaus positive Effekte,
vor allem: „Eine gewisse andere Lebendigkeit derMitarbei-
ter, mehr Eigeninitiative, bessere Kommunikation, und als
Folge ein spürbar gewachsenes Selbstbewusstsein.“Diesel-
ben Menschen, dieselben Aufgaben, und trotzdem ein in
Teilen ganz anderes Arbeiten lassen sie sicher sein: „Da
geht noch was.“ Von einer Blaupause für die ganze Hoch-
schulemöchte sie allerdings nicht sprechen. „Es passt nicht
auf jede andere Einheit“, sagt die Kanzlerin bestimmt. „Da
mussman genau hingucken.“

Selbstorganisation ist nur eines der agilen Prinzi-
pien. Ein anderes ist für weit verzweigte Gebilde wie eine
Stadtverwaltung fast noch schwerer zu realisieren: die abtei-
lungsübergreifende Bearbeitung von Aufgaben. „Das wird
noch viel zu wenig gemacht“, fand Hanna Looks mit ihrer
Forschungsarbeit an der Hochschule Emden/Leer heraus.
„In einer agilen Verwaltung arbeiten Organisation, IT und
selbst die nur teilweise zuständigen Fachbereiche eng zu-
sammen. Am besten wäre natürlich, wenn der Bürger von
Anfang an eingebunden wird.“ In ihrer Umfrage hat dazu
nur jeder Zwanzigste genickt: Wir machen das. „Das geht
doch nicht“, empört sich Looks. „Wiewillman denn Prozes-
se für die Bürger machen, wennman sie nicht einbindet?“

DieVerwaltungunddieGesellschaftenderStadtKarls-
ruhe fräsen sich seit 2014 durch dieses dickste aller derAgili-
tät imWeg stehenden Bretter. Aber esmuss sein, denn: „Bei
hochkomplexen Projekten ist die klassische Behördendenke
‚Ichbin zuständigundDubist nicht zuständig‘ derTod“,weiß
BjörnAppelmann, Leiter der StabsstelleVerwaltungundMa-
nagemententwicklung inKarlsruhe.Vor fünf Jahrenundunter
Anleitung geübter Berater starteten die genervten Stadtobe-
ren die Aktion Siloabriss. In einem zweijährigen Strategie-
prozess wurden sechs „Korridorthemen“ von zentraler Be-
deutung für die Stadt identifiziert, darunter die „Zukunft der
Innenstadt“ unter Leitung eines Citymanagers. Eingeladen
zu den Zielsetzungs- und Strategiefindungs-Workshops des
Projekt IQ , das für Innovativ undQuervernetzt steht, waren
Mitarbeiter, Führungskräfte sowie interessierteBürgerinnen
undBürger. Für jedenKorridorwurden Leitprojekte identifi-
ziert, die bereichsübergreifenddurchgeführtwerden sollten.
Dabei das Sagenhaben seit 2017 eigens hierfür ins Leben ge-
rufeneArbeitsgruppenmitTeilnehmern aus allen Instanzen.
DerenKompetenzen reichen soweit, dass sie beimVorliegen
plausibler Gründe die Einwände der städtischen Behörden
vomTischwischen können.

Ein Beispiel illustriert die Durchgriffsmacht der Kor-
ridorgruppen. BeimBau der innerstädtischenU-Bahn störte
eine Bank vor einem Kiosk. Ansage des Bauamts: Die Bank
muss weg. Eingedenk seiner ruhebedürftigen Kundschaft
war der Kioskbesitzer damit gar nicht glücklich. Doch sei-
ne Bitte, die Bank neben die Baustelle zu stellen, wurde von

Amts wegen abgelehnt: Es widersprach dem städtischen
Bänkekonzept. Anstatt jetzt zwei Monate lang eine Einga-
be nach der nächsten zu schreiben und sich imwahrschein-
lichenMisserfolgsfall grün und blau zu ärgern, wandte sich
der Kioskbetreiber an den Citymanager. Der wog ab und
entschied: Die Bank kommt neben die Baustelle. „Verände-
rung braucht immer Druck“, sagt Björn Appelmann, „und
einenMenschen, der den Druck umwandelt in Taten.“

Selbstverständlich weiß der frühere Management-
trainer, dass man Agilität nicht per Ordre de Mufti durch-
setzen kann. „Die Brechstange funktioniert nicht“, sagt er
klar und deutlich. „Wirmüssenmit denen arbeiten, die Lust
auf solche Themen haben. Und die müssen Erfolge sehen.
Erfolg ist sexy, und das steckt an. Genau diesen Effekt ha-
ben wir jetzt. Bei uns brach die Dynamik im Sommer 2019
durch. Es brauchte zwei Jahre, bis sich etwas gerüttelt hat.“

Wenn man es richtig anstellt, nämlich zusammen
mit allen Beteiligten und auf freiwilliger Basis, kann die An-
wendung agiler Prinzipien unglaublich viel Sand aus dem
behördlichen Getriebe schütteln. Mit diesem Versprechen
bringt ChristineGebler denBehördenapparat der StadtHei-
delberg auf Touren. Sie leitet die strategische Personal- und
Organisationsentwicklung und schildert denNutzen agilen
Handelns am Beispiel eines Problems, das neben Autofah-
rern auch vielenKommunen bekannt sein dürfte. „Wenn ein
verkehrswidrig geparktes Fahrzeug abgeschleppt wird, sind
stets mehrere Verwaltungsstellen beteiligt“, erläutert Geb-
ler. „AusAbstimmung, Regelungen undWartezeiten bildete
sichmit der Zeit eine ‚Lähmschicht‘, die wir abräumen und
den Prozess dadurch beschleunigen wollten.“

Dazu kamen Vertreter aller fünf am Prozess betei-
ligten Ämter an einem Tisch zusammen. In einem dreitä-
gigen Workshop wurden der bisherige Ablauf analysiert
und verschiedene Lösungsmodelle entwickelt. „Die ha-
ben wir der Führungsebene zur Entscheidung vorgelegt,
und die beste Lösung wurde dann umgesetzt.“ Das Agile
bei diesem Vorgehen: In einer kompakten Zeitspanne (!)
haben die Mitarbeiter interdisziplinär (!) und selbststän-
dig (!) eine Problemlösung erarbeitet. Wobei der behörd-
liche Wunsch nach Übernahme von Eigenverantwortung
geschickt an das Team adressiert wurde: „Der Workshop
wurde professionell moderiert, so dass sich die Kollegen
auf ihre Fachexpertise konzentrieren konnten“, sagt Ge-
bler. „Und es waren keine Führungskräfte dabei.“ Beides
sichert dem Sachthema die volle Aufmerksamkeit. „Und
damit war von vorneherein auch klar“, sagt die Changema-
nagerin, „dass die Kollegen nur solche Vorschlägemachen,
die sie selbst zu regeln bereit sind.“ Nach diesem Modell
geht die Stadt Heidelberg jetzt öfter vor:Wenn ein Problem
auftaucht, beauftragt die Führungskraft ein cross-funktio-
nales Team, gangbare Lösungen vorzuschlagen. Danach
entscheidet der Auftraggeber.

Dass ein ProblemaufmehrerenDezernaten lastet, ist
in der öffentlichen Verwaltung gang und gäbe. Die traditio-
nelle Lösung: Ein Fachbereich macht den anderen Vorga-
ben. Bestenfalls wird das mit Murren quittiert. Schlimms-
tenfalls suchen die Kollegen zu beweisen, dass diese Lösung
nicht funktioniert. Der agile Lösungsweg ist länger, führt
aber trotzdem schneller zum Ziel: Fachkräfte aus allen be-
troffenen Bereichen, auch solche ohne formale Führungs-
verantwortung, überlegen sich gemeinsam, wie man die
Kuh vomEis bekommt, und schubsen sie dann auch runter.
Die Kienbaum-Studie „AgileUnternehmen – Zukunftstrend
oder Mythos der digitalen Arbeitswelt“ zeigt allerdings:
Noch darf in Deutschland erst gut jeder vierte Mitarbeiter
mitreden. Was umgekehrt bedeutet, dass der öffentliche
Dienst vor einer Riesenchance steht: den Schrittmacher zu
geben. Denn da geht noch was. KAREN ENGELHARD

„WIE WILL MAN DENN
PROZESSE FÜR BÜRGER

MACHEN, WENN MAN SIE
NICHT EINBINDET?“

Bunt, bunter, am buntesten: Der öffentliche Dienst bietet Ausbildungen in
mehr als 130 verschiedenen Berufen. Foto: Adobe Stock/ArTo

DIE 12 PRINZIPIEN DER AGILEN ARBEIT

1. Unsere höchste Priorität ist es, den Kunden
durch frühe und kontinuierliche Auslieferung
unseres Produkts/unserer Dienstleistung
zufriedenzustellen.

2. Heiße Anforderungsänderungen selbst spät in
der Entwicklung willkommen. Agile Prozesse
nutzen Veränderungen zum (Wettbewerbs-)
Vorteil des Kunden.

3. Liefere funktionierende Produkte/Dienst-
leistungen regelmäßig innerhalb weniger
Wochen oder Monate und bevorzuge dabei
die kürzere Zeitspanne.

4. Fachleute aus den verschiedenen Bereichen
müssen während des Projektes täglich
zusammenarbeiten.

5. Errichte Projekte rund ummotivierte Individuen.
Gib ihnen das Umfeld und die Unterstützung,
die sie benötigen und vertraue darauf, dass sie
die Aufgabe erledigen.

6. Die effizienteste und effektivste Methode,
Informationen an und innerhalb eines
(Entwicklungs-)Teams zu übermitteln, ist im
Gespräch von Angesicht zu Angesicht.

7. Funktionierende Dienstleistungen/Produkte
sind das wichtigste Fortschrittsmaß.

8. Agile Prozesse fördern nachhaltige
Entwicklung. Die Auftraggeber, Entwickler
und Benutzer sollten ein gleichmäßiges
Tempo auf unbegrenzte Zeit halten können.

9. Ständiges Augenmerk auf fachliche Exzellenz
und gute Gestaltung der Arbeitsabläufe fördert
Agilität.

10. Einfachheit – die Kunst, die Menge nicht
getaner Arbeit zu maximieren – ist essenziell.

11. Die besten Arbeitsrahmen, Anforderungen
und Entwürfe entstehen durch selbst-
organisierte Teams.

12. In regelmäßigen Abständen reflektiert das
Team, wie es effektiver werden kann und passt
sein Verhalten entsprechend an.

QUELLE : WWW.AG ILE-VERWALTUNG.ORG
karriere.nuernberg.de

Die Stadtverwaltung Nürnberg ist eine moderne Dienstleisterin für mehr als eine halbe
Million Bürgerinnen und Bürger. Wir vertrauen auf die Fähigkeiten und Fertigkeiten
unserer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die mit Engagement und Tatkraft die Stadt
Nürnberg mitgestalten und besonders machen.

Werden Sie Teil unseres Teams.
Werden Sie Teil der Stadt Nürnberg.

https://www.nuernberg.de/internet/arbeitgeberin/
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D er Abend senkte sich bereits über Mün-
chen, und die Lichter der Stadt strahl-
ten hinauf in den 26. Stockwerk des
Süddeutschen Verlages, als sich am 11.
Februar hochrangige Vertreter aus Ver-
waltung, Verbänden und Wissenschaft
dort versammelten. Damit der öffentli-

che Dienst mit seinenmehr als fünf Millionen Beschäftig-
ten in Deutschland eine. eine leuchtende Zukunft hat,
muss er sich wie die Privatwirtschaft mit agilen Arbeits-
methoden den Herausforderungen der Digitalisierung
stellen. Ausbildung und Karrierechancenmüssen sich än-
dern, damit er für jungeMitarbeiter als Arbeitgeber über-
haupt in Frage kommt. Dabei hat der Umbau von Prozess-
und Führungsstrukturen längst begonnen. Vor diesem
Hintergrund diskutierten auf Einladung des Verlags der
Süddeutschen Zeitung die zehn Teilnehmenden rund zwei
Stunden über bereits Erreichtes und Hürden, die es noch
zu überspringen gilt.
ArnoMakowsky, der viele Jahre als Ressortleiter für die Süd-
deutsche Zeitung gearbeitet hat, moderierte den Runden
Tisch zumThema „ÖffentlicherDienst“. Auf den folgenden
Seiten können Sie, leicht gekürzt, die angeregte Diskussion
über dieHerausforderungen beimUmbau undder Personal-
gewinnung für die vielfältigen Aufgaben der öffentlichen
Arbeitgeber verfolgen.

FrauWilke, Sie bilden junge Leute imBüro-
management aus. Bekommen die Digital Natives
einenKulturschock, wenn sie das ersteMal in der
öffentlichen Verwaltung arbeiten?

Gesine Wilke – Ich kann zwar nur für die sächsischen Kom-
munalverwaltungen sprechen, aber ich denke nicht. Die
Verwaltungen sind bezüglich der Ausstattung nicht so
schlecht unterwegs. Das Problem liegt zumTeil noch in der
Ausbildung selbst. Es gibt gerade ein Projekt des IT-Pla-
nungsrates auf Bundesebene, bei dem bis 2022 digitale In-
halte in die Ausbildung für die öffentliche Verwaltung inte-
griert werden sollen. Das Bundesinstitut für Berufsbildung
hat die Ausbildung zum Kaufmann für Büromanagement
evaluiert. Dabei hat es festgestellt, dass die Berufsschulen
zumTeil noch gar nicht dafür ausgestattet sind, umdie Aus-
bildung in diese Richtung weiterzuentwickeln. Man sollte
meinen, die Schulen wären der Verwaltung voraus, aber
dem ist offensichtlich nicht so. Der aktuelle Lehrplan für die
Ausbildung zumVerwaltungsfachangestellten für den „mitt-
leren Dienst“ stammt noch von 1997. Damit sich daran et-
was ändert, müsste einer der Tarifpartner die Initiative er-
greifen und Änderungen im Berufsbild angehen. Der
Bundesverband der deutschen Verwaltungsschulen Studi-
eninstitute BVSI bietet hierzu, wie auch zumBeispiel bei der
Erarbeitung des Kompetenzrahmenplans für die Ebene des
„gehobenen Dienstes“, seine fachliche Unterstützung an.

Herr Kasecker, Sie sind der erfahrenste Beamte
hier in der Runde.Wasmüsste sich beimThema
Ausbildung undKarriere bei der Polizei verän-
dern?
Rainer Kasecker –Die Konzentration auf die Ausbildung und
den damit verbundenen Abschluss ist typisch für das deut-
sche Beamtentum. Wir betrachten rückwärtsgewandt zu
sehr dieQualifikation undwas jemand in der Vergangenheit

geleistet hat. Und dann schauen wir, wie das in der Praxis
passt. Darunter leidenwir, vor allemwenn es umdieGewin-
nung von IT-Fachkräften geht. In der freienWirtschaft geht
der Blick nämlich nach vorn und darauf, was der Kandidat
dem Unternehmen künftig bringt. Wir sind rechtlich ver-
pflichtet, bei den Bewerbern auf Eignung, Befähigung und
Leistung zu achten. Wer den geforderten Kriterien ent-
spricht, kann eingestellt werden. Damit gewinnen wir aber
nicht unbedingt die Leute, diewir benötigen.Deshalbmüss-

tenwir weniger auf dieGrundqualifikation achten, sondern
mehr auf das Entwicklungspotenzial, das über Fortbildun-
gen ausgeschöpft werden kann.Wir bekommenüber die rei-
ne Ausbildung nichtmehr dieQualifikationen, diewir künf-
tig brauchen. Situative Fortbildung und lebenslanges Lernen
sollten die Voraussetzung fürweitereKarrieremöglichkeiten
sein. Da sehe ich noch Nachholbedarf.

Gottfried Richenhagen – Überspitzt formuliert, haben wir im
öffentlichen Dienst eine eingebaute Innovationsbremse. Sie
besteht aus dem inArtikel 33 desGrundgesetzes verankerten
Dreiklang aus Eignung, Befähigung und Leistung als Zu-
gangsvoraussetzung für ein öffentliches Amt. Wenn ich Per-
sonal aussuche, kann ich nur in die Vergangenheit schauen.
Ich kann also nicht das machen, was überall sonst gerade in
der Wirtschaft getan wird, nämlich das klassische Bewer-
bungsverfahrenmitAnschreiben,LebenslaufundZeugnissen
abzuschaffen. Stattdessen lässtman die Leute in einer Situa-
tion etwas machen, um festzustellen, ob sie es können. Die
Konsequenzdaraus ist, dass es nichtmehr aufAbschlüsse an-
kommt und dass die Leute ihr Innovationspotenzial besser
entfalten können. Zudem läuft der Sozialisationsprozess in
derVerwaltung eher so, dass die jungenLeute angepasstwer-
den. Aber damit gewöhnt man ihnen systematisch ab, inno-
vativ zu sein.

Wasmüssteman denn ändern, damitman bei der
Bewerbung auch nach vorne schauen kann auf das,
was die Leute zu leisten imstande sind?
Gottfried Richenhagen –DasEinstellungsverfahren in der vor-
liegenden Formmüsstemodifiziert werden, damit ich künf-
tig nicht mehr denmit den besten Beurteilungen vorziehen
muss vor dem, der die besten Potenziale hat. Das ist für
mich die Innovationsbremse.
Alexander Dietrich –Das System der Personalauswahl im öf-
fentlichen Dienst hat sich grundsätzlich bewährt. Schließ-
lich ist dieQualität der erbrachten Leistungen, gerade auch
im internationalen Vergleich, sehr gut. Wir haben gute und
qualifizierteMitarbeiter, und die drei genannten Kriterien

NICHT FÜR JEDEN,
SONDERN FÜR ALLE ARBEITEN

Der öffentliche Dienst bietet eine Fülle an sinnvollen Aufgaben und spannenden Entfaltungsmöglichkeiten.
Doch es gibt noch einiges zu tun, damit sich künftig mehr Bewerber für ihn entscheiden.

„WIR BEKOMMEN ÜBER
DIE REINE AUSBILDUNG
NICHT MEHR DIE QUALI-
FIKATIONEN, DIE WIR
KÜNFTIG BRAUCHEN.“
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sorgen dafür, dass wir unabhängig entscheiden und ohne
Willkür auswählen. Gleichwohl stellt das Auswahlverfahren
in Zeiten eines Bewerbermangels in der Verwaltung einen
Hemmschuh dar, weil wir oft zu langsam sind. Das Tarif-
werk gibt uns zudem vor, dass wir die Leute danach bezah-
len, was sie machen und nicht nach dem, was sie können
oderwelches Potenzial siemitbringen. Immerhin ist jetzt ein
Digitalisierungs-Tarifvertrag imGespräch.Wirwerdennicht
umhinkommen, die Bezahlungsstruktur anzupassen – auch,
um damit Fachkarrieren zu fördern und die Mitarbeiter zu
motivieren, sichweiterzubilden.Darüber hinausmüssenwir
die Personalbereiche so verändern, dass sie in der Lage sind,
die vorhandenenMitarbeiter für dieDigitalisierung fitzuma-
chen. Dafür haben wir in München ein entsprechendes
Transformationsprogrammaufgesetzt.Wir wollen agil und
prozessorientiert arbeiten, beschäftigen uns mit dem The-
maNewWork und digitalisieren die Personalverwaltung so
weit wie möglich, um Ressourcen für andere Dinge freizu-
bekommen.

DIGITALISIERUNG

1

Herr Steinbrecher, was bedeutet Digitalisierung
für den öffentlichenDienst, undwas ändert sich
dadurch?
Wolf Steinbrecher – Digitalisierung ist für mich ein Contai-
nerwortmit vielen, zumTeil gegensätzlichen Bedeutungen.

Unzureichende Prozessewerden nicht dadurch besser, dass
man sie digitalisiert. Es kommt darauf an, die Verwaltungs-
vorgänge erst zu vereinfachen und dann zu digitalisieren.
Das Thema Fortbildung wird daher in der Tat wichtiger als
die Erstausbildung.Dafürmussman denWissensaustausch
zwischen den Bereichen, die vor ähnlichen Problemen ste-
hen, vernetzen. Genau diesen Prozess wollenwir als Forum
Agile Verwaltung vorantreiben. Ausgehend vom
70-20-10-Lernmodell macht Fortbildung aber nur 10 Pro-
zent des Lernens aus, während 70Prozent in der Praxis und
20Prozent imdirekten beruflichenUmfeld stattfindet. Des-
halb müssen wir den Austausch auf der Praxisebene, etwa
von Projektleitern, organisieren. Und da kommen dann
auch digitale Plattformen ins Spiel, über die sich Verwaltun-
gen überOrtsgrenzen hinweg vernetzen undWissen austau-
schen können.

Herr Riedel, gibt es das bereits, dass sichNürnberg
mitMünchen oder anderen Städten vernetzt und
Wissen austauscht?
Harald Riedel – Ja, wir haben im vergangenen Jahr eine ge-
meinsame Kooperationsplattformmit München und Augs-
burg eingerichtet, der sich Regensburg inzwischen ange-
schlossen hat. Dabei tauschen wir uns zum Thema
Digitalisierung und IT-Entwicklung sowie die dafür notwen-
dige Fortbildung aus. Wir stehen als Kommunen durch das
Online-Zugangs-Gesetz vor der großen Herausforderung,

bis Ende 2022 die wesentlichen Leistungen für die Bürger
online verfügbar zumachen. VomAntrag bis zur Leistungs-
erfüllung soll künftig alles digital ablaufen. Das erfordert
nicht nur eine technische, sondern auch eine strukturelle
und kulturelle Anpassung der Verwaltung. In Nürnberg ha-
ben wir uns schon auf den Weg gemacht und das gesamte
Personalmanagement umgestellt. Die digitalen Fachstrate-
gien für die neun Geschäftsbereiche und mehr als 40
Dienststellen entstehen dabei nicht einzeln, sondern unter-
einander vernetzt und im Austausch. Das erfordert auch
Agilität im Denken und Handeln. Dafür muss man aber
auch das Umfeld schaffen, weshalb wir ein Gebäude auf
dem alten Quelle-Areal umbauen wollen. Dort entwickeln
wir eine neue Bürowelt für unsere Verwaltung, die sich von
der klassischen Aufteilung mit Einzelbüros unterscheidet.
Dahinter steckt dieÜberzeugung, dasswir die jungen Leute
künftig nur noch bekommen,wennwir ihnen einmodernes
Arbeitsumfeld bieten können. Da hat uns die Privatwirt-
schaft leider einiges voraus.

Herr Gourmelon, warum fällt der Privatwirtschaft
dieser Kulturwandel leichter als dem öffentlichen
Dienst?
Andreas Gourmelon –Mit Blick aufmanche großenUnterneh-
men bin ichmir nicht sicher, obmandas generell so behaup-
ten kann. In Sachen Innovations- und Anpassungsfähigkeit
gibt es bei den öffentlichenVerwaltungen großeUnterschie-
de, das heißt es gibt auch Verwaltungen, die eine hohe An-
passungsfähigkeit aufweisen.Ganzwesentlich kommt es auf
die Beschäftigten an. Wir untersuchen im Rahmen eines
Forschungsprojekts an der Hochschule für Polizei und öf-
fentlicheVerwaltungNRW,welche persönlichenKompeten-
zen dieMitarbeiter benötigen, damit die Verwaltungen den
digitalenWandel bewältigen können. Drei wichtige Punkte
sind: Offenheit für Innovation und Veränderungen; die Fä-
higkeit, Entscheidungen unterUnsicherheit zu treffen sowie
Probleme lösen und dabei Prozesse neu strukturieren zu
können. Diese Kompetenzen sind für die Personalauswahl
und Ausbildung der zukünftigen Mitarbeiter von enormer
Bedeutung.

Frau Scherb-Böttcher, spielen die gerade genann-
ten Aspekte bei der Ausbildung an derHochschule
Augsburg bereits eine Rolle?
Vanessa Scherb-Böttcher – Ja, das wird in der Tat zunehmend
wichtig. Die Hochschule reagiert auf aktuelle Entwicklun-
gen wie künstliche Intelligenz, Big Data und IT-Sicherheit.
Deshalb habenwir auf der Ausbildungsseite gerade ein Pro-
gramm mit dem Titel „gP_2025“ aufgesetzt – gP steht für
„Gefragte Persönlichkeiten“. Ziel ist es, jährlich rund 500
Experten auf den eben genannten Feldern auszubilden.

Dazu werden sechs neue Studiengänge eingerichtet, in de-
nen die fachlichen Aspekte mit digitalen Kompetenzen
kombiniert werden. BigData, KI, IT-Sicherheit beschäftigen
uns aber auch auf der Verwaltungsseite. Wir digitalisieren
Prozesse und nehmen uns dabei vor allem die vor, die bis-
lang unzureichend sind, um sie im Zuge der Digitalisierung
zu verbessern. Dazu gehören beispielsweise Anträge auf
Forschungszulagen, das Bewerbermanagement oder Reise-
kostenabrechnungen. Dazu reden wir zuerst mit unseren
Professoren sowie Mitarbeitern und fragen sie, wo sie sich
Verbesserungen wünschen. Anschließend bilden wir mit
den IT-Leuten, Personalern und Professoren cross-funktio-
nale Teams und setzen diesen Prozess gemeinsamund digi-
talisiert auf. Wir haben bei uns so viel Know-how, das wir
agil für die Verbesserung der Verwaltung nutzen können.
Ganz wichtig: Damit ist die Nutzerseite mit im Boot, und
hinterher sind alle glücklich, wenn der Prozess wie ge-
wünscht läuft. So setzen wir Schritt für Schritt die Digitali-
sierung praktisch um. Aber da tunwir uns natürlich leichter,
weil wir als relativ kleine Organisation einfacher agil arbei-
ten können als Verwaltungseinheitenmitmehreren hundert
Leuten.
Klaus Weisbrod – Ich darf die Frage noch einmal aufgreifen,
ob die persönlichenKompetenzen, die für eine erfolgreiche
Digitalisierung der Verwaltung notwendig sind, heute be-
reits gelehrt werden. Natürlich spielen die eine Rolle, denn
unsere Studiengänge an derHochschule für öffentliche Ver-
waltung Rheinland-Pfalz werden regelmäßig evaluiert und
reakkreditiert. Dabei wird geprüft, ob die Lehrinhalte noch
aktuell sind und was die Studierenden am Ende können
müssen. Die Digitalisierung wird bei uns in verschiedenen
Arbeitsgruppen behandelt und betrifft sowohl die Inhalte in
den einzelnen Fachgebieten als auch dieMethodik derWis-
sensvermittlung.Das bezieht sich auf die Erstausbildung so-
wie spätere Fortbildungen, die immerwichtigerwerden.Wir
haben unlängst in einem großen Workshop mit Vertretern
unterschiedlicher Behörden die Qualifikationen abgefragt,
die unsereAbsolventinnen undAbsolventenmitbringen sol-
len. Und da sind Innovations-, Entscheidungs- und Prob-
lemlösungsfähigkeit wichtiger als die Kenntnis jeder einzel-
nen Rechtsnorm.
Andreas Gourmelon –DieDigitalisierung hat noch eineweite-
re Facette, die wir in der Ausbildung berücksichtigen müs-
sen. Wir beschäftigen uns seit drei Jahren mit Themen wie
künstliche Intelligenz, Blockchain sowie Big Data und wie
sie in der Verwaltung eingesetzt werden können. Sowohl aus
denDiskussionenmit den Studierenden als auch durchUm-
fragenweiß ich, dass selbst Digital Natives die Sorge haben,
in Zukunft überflüssig zuwerden.Wenn dieDigitalisierung
gelingen soll,müssenwir diese Sorge ernst nehmen und den
Nachwuchskräften aufzeigen, dass neue Technik sie von
stark regelgeleiteter Tätigkeiten entlastet und sie sich da-
durch zum Beispiel mehr um die individuellen Belange der
Bürger kümmern können.

FrauWeinl, wie reagiert Ihre Bildungseinrichtung
auf die zahlreichen Veränderungen, die auf die
öffentliche Verwaltung zukommen?
MonikaWeinl –Als Bayerische Verwaltungsschulewerdenwir
vom Freistaat Bayern und den Kommunen getragen, die
gleichzeitig unsere Auftraggeber sind.Wir stehen daher im
regelmäßigen Austausch und erfahren dadurch, wie es vor
Ort in den Verwaltungen aussieht. Gleichzeitig wollen wir
mit unseren Programmen die Veränderungen nicht nur be-
gleiten, sondern den Wandel vorleben, denn Ausbildung
sollte der Entwicklung einen Schritt voraus sein und das leh-
ren, was man später tatsächlich benötigt. Es gibt in Bayern
2.056 Städte und Gemeinden, die sehr heterogen sind. Das
reicht von den großen Städten, die hier amTischmit vertre-
ten sind, bis zu kleinen Kommunen, die ebenfalls mit der
Digitalisierung umgehen müssen. Dafür haben wir für die
Gemeinden als Einführung in das Thema denDigitallotsen
entwickelt. In unserer Aus- und Fortbildung habenwir vom
agilen Prozessmanagement bis zur E-Akte so gut wie alles
im Programm. Neben einem festen Stamm an LehrkräftenAm Runden Tisch wurde unter anderem über die Folgen der Digitalisierung für die Ausbildung diskutiert.

In Zukunft gilt es auch im öffentlichen Dienst, über die Grenzen von Fachbereichen oder Kommunen hinweg gemeinsame Teams zu bilden und Wissen
auszutauschen. In der Diskussion wurden Beispiele dafür aufgezeigt.

DR. ALEXANDER
DIETRICH

ist seit Juli 2016 berufsmäßiger Stadt-
rat und Personal- und Organisati-
onsreferent der Landeshauptstadt

München. Nach dem Jurastudium ar-
beitete er als Rechtsanwalt, als Staats-
anwalt und Richter am Amtsgericht
München sowie als Referatsleiter für
Justiz und öffentlichen Dienst bei der
CSU-Landtagsfraktion. Von 2013 bis
2016 war er ehrenamtlicher Stadtrat

der CSU.

RAINER KASECKER

Für Rainer Kasecker, der seit 47 Jahren
bei der bayerischen Polizei tätig ist, ar-
beitet der öffentliche Dienst zum Teil
schon agil. Die mit dem Begriff Agilität
verbundene Bereitschaft zum „klugen
Scheitern“ ist für ihn dagegen für keine

Option.

PROF. DR. ANDREAS
GOURMELON

ist seit 1998 Professor an der Hochschu-
le für Polizei und öffentliche Verwaltung
Nordrhein-Westfalen (HSPV). Der Psy-
chologe undWirtschaftswissenschaft-
ler ist Sprecher des Instituts für Personal

undManagement der HSPV. Prof.
Gourmelon ist Mit-Herausgeber der

Fachzeitschrift „Der Öffentliche Dienst“
und alleiniger Herausgeber der Fach-
buch-Reihe „Personalmanagement im
öffentlichen Sektor“ (HJR-Verlag).

„VOM ANTRAG BIS ZUR
LEISTUNGSERFÜLLUNG
SOLL KÜNFTIG ALLES
DIGITAL ABLAUFEN.“

PROF. DR. GOTTFRIED
RICHENHAGEN

ist seit März 2011 Professor an der FOM
Hochschule für Oekonomie und

Management gGmbH in Essen sowie
Direktor des Institutes für Public
Management (ifpm). Davor war er

Referatsleiter „Arbeit und Gesundheit“
und stellv. Leiter der Gruppe

„Beschäftigungsfähigkeit und Berufliche
Bildung“ im Arbeitsministerium von

NRW. Er leitet das vom BMAS geförderte
Projekt AgilKom für mehr Agilität auf der

kommunalen Ebene.
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setzen wir viele Dozenten aus der Praxis ein und können
diese Themen daher abdecken. Dabei verwenden wir ein
medienpädagogisches Konzept, das auf den „Werten in der
digitalen Welt“ der Kultusministerkonferenz aufbaut und
neben dem fachlichen Wissen auch Kompetenzen vermit-
telt, die die Leute befähigen, denWandel zu gestalten.

Für Rainer Kasecker, seit 47 Jahren bei der bayerischen Polizei tätig, arbeitet der öffentliche Dienst zum Teil schon agil. Die mit dem Begriff Agilität verbundene Bereitschaft zum „klugen Scheitern“ ist für ihn dagegen keine Option.

VANESSA
SCHERB-BÖTTCHER

ist seit 2008 Stellvertretende Kanzlerin
an der Hochschule für angewandte Wis-
senschaften Augsburg und leitet dort seit
2015 die Abteilung Personal und Recht.
Die Juristin absolvierte nach dem 2.

Staatsexamen einen MBA-Studiengang
Hochschul- undWissenschaftsmanage-
ment und war als juristische Mitarbeite-
rin im Bereich Vertragsmanagement &
Legal Services an der TUMünchen tätig,

ehe sie nach Augsburg wechselte.

HARALD RIEDEL

ist seit 2008 Stadtrat und Kämmerer der
Stadt Nürnberg. Aufgabenschwerpunkt
ist die Schaffung einer modernen und
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„IN UNSERER AUS- UND
FORTBILDUNG HABEN
WIR VOM AGILEN PRO-
ZESSMANAGEMENT BIS
ZUR E-AKTE SO GUT WIE
ALLES IM PROGRAMM.“
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Umden digitalenWandel zu gestalten, soll die Ver-
waltung agiler werden. Lässt sich dasmit Fort- und
Weiterbildung erreichen?
Gottfried Richenhagen – Der Begriff Weiterbildung ist heute
ein Stück weit obsolet, denn er stammt aus der vordigitalen
Zeit. Was wir wirklich benötigen ist lebenslanges Lernen –
auch während der Arbeit. Dabei hilft Agilität, denn sie be-
steht imGrunde aus klugemScheitern.Die Leute setzen sich
in Teams zusammen, probieren Dinge aus und lernen aus
ihren Fehlern. Das ist genau das, was wir mit unserem For-
schungsprojekt Agilkomunterstützen.Doch in derDNAun-
serer Verwaltung ist genau das Gegenteil verankert: Bloß
nicht scheitern! Digitalisieren können Sie aber nur mit Agi-
lität. Die Methode stammt ja nicht umsonst aus der Soft-
wareentwicklung. Das geht aber auch nicht überall, denn
wer in einem öffentlichen Krankenhaus operiert, darf keine
Fehlermachen.Wirmüssen also unterscheiden, woAgilität
sinnvoll ist und wo nicht. Sinnvoll ist sie zum Beispiel wenn
manflexibel und innovativ seinwill, dieMax-Weber-Verwal-
tung,wennEffektivität undEffizienz imVordergrund stehen.
Klaus Weisbrod – Bei der Fortbildung sind die Dinge ja auch
schon in Bewegung gekommen. Lebenslanges Lernen ist
heute Standard. Wo es früher starre Programme gab, tau-
schenwir uns heutemit denDienststellen aus, erfahren de-
ren Bedarf und entwickeln passgenaue Programme, zum
Beispiel einen berufsbegleitendenMasterstudiengang.
Rainer Kasecker – Dass Fortbildung heute ganz anders statt-
findet, kann ich ausmeiner Praxis bestätigen. Beim Thema
Kompetenzen stellt sich die Frage, ob die aktuell Diskutier-
ten wirklich ausreichen oder ob wir bei der Kompetenzbil-
dung nicht agiler werden müssen. Wobei ich die Polizei da
ein Stück weit ausklammern muss, weil wir tatsächlich am
offenenHerzen operieren.Wir können uns keine Fehler im

agilen Sinne erlauben, denn wir müssen auch bei einge-
schränkter Informationslage 100 Prozent Arbeitsergebnis
abliefern. Denken Sie nur an denAmoklauf inMünchen vor
drei Jahren – da musste in vielfältigster Weise reagiert wer-
den, ohne dassman zum jeweiligenZeitpunkt genauwusste,
womit als Nächstes zu rechnen war.
Harald Riedel – Wir müssen da aufpassen, denn ich denke
nicht, dass die Öffentlichkeit den Verwaltungen ein Recht
des Scheiterns zubilligen würde. Wir können intern in Pro-
jekten scheitern unddaraus lernen, doch dasswir auch künf-
tig rechtssicher und zuverlässig agieren, ist die Basis unserer
Demokratie.Wir haben einen Lernprozess vor uns, dasswir
agiler werden, ohne an Zuverlässigkeit zu verlieren. Ich
möchte aber schon deutlich machen, dass unsere Verwal-
tungen aufgrund derNähe zu Politik undBürgern schon im-
mer beweglich waren, um Probleme zu lösen.Wir haben in
Nürnbergmomentan 185 IT-Projekte laufen und 100weite-
re Arbeitsgruppen, in denen wir cross-funktional in Teams
zusammenarbeiten.Da ist neben der Linienorganisation ein
enormes Spektrum an Agilität entstanden.
Könnteman sagen, dass die alten Strukturen dort
benötigt werden, wo keine Fehler erlaubt sind und
Agilität nur dort, wo sie nicht wehtun?
Harald Riedel – Wir brauchen Agilität, weil unsere jungen
Leute das wollen und wir aufgrund des demographischen
Wandels in den nächsten zehn Jahren 40 Prozent unserer
Mitarbeiter verlieren. Die jüngeren Generationen bringen
da eine ganz andere Erwartungshaltung mit. Trotzdem be-
nötigen wir auch in Zukunft die klassischen Ausbildungen,
um rechtlich und fachlich versierteMitarbeiter zu haben.
Wolf Steinbrecher – Ich muss da leider etwas Wasser in den
Wein gießen. Am Beispiel von Frau Scherb-Böttcher sieht
man, was der Kern vonAgilität ist: Leute setzen sich zusam-

men, um gemeinsam ein Problem zu lösen oder einen Pro-
zess zu verbessern. Dem stehen aber oft die vorhandenen
Silostrukturen entgegen. Das heißt, die cross-funktionalen
Teams reichen nicht aus, wenn die Führungskräfte nicht
auch die Kompetenz, Entscheidungen zu treffen, auf diese
Teams übertragen.DieMitzeichnungsrechte von Führungs-

kräften sind aber häufig kodifiziert, sodass sie amEnde doch
bei jeder Projektentscheidung die Zustimmung vorbehalten.
Das ist eine weitere Bremse im System öffentlicher Dienst.
Harald Riedel – Das wird sich aber auflösen, weil der Erwar-
tungsdruck von Seiten der Öffentlichkeit an die kommuna-
len Leistungen steigt.

Wie viel Spielraumhat der öffentliche Dienst über-
haupt, wenn es umAgilität geht?
GesineWilke – Ich setzemich in der Ausbildung seit 25 Jahren
dafür ein, dass wir mehr kompetenzorientiert arbeiten, we
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Andreas Gourmelon plädiert für die richtige Balance aus Stabilität und Agilität, die sich nach der zu erfüllenden Aufgabe richten muss.



7 — Öffentlicher Dienst – Der Runde Tisch

niger gepauktes Fachwissen abfragen und mehr Eigenver-
antwortung einführen. Trotzdem halte ich es für relativ
wohlfeil zu sagen, die öffentliche Verwaltung sei unmodern,
weil sie nicht agil arbeite oder zu wenig fehlertolerant sei.
Sie hat andere Kunden als die Privatwirtschaft, nämlich die
Bürger und die Politik. Und beide erwarten von ihr zuRecht,
dass sie rechtssicher agiert. Niemandmöchte als Bürger er-
leben, dass er einGebäude abreißt und die Verwaltung hin-
terher ihr Bedauern ausdrückt mit der Begründung, man

habe gerade an der Vergrößerung der Fehlerakzeptanz im
Haus gearbeitet. Das ist, zugegebenermaßen, überspitzt.
Selbstverständlich muss die Erwartung einer höheren Ei-
genständigkeit von Entscheidungen mit einer anderen Be-
wertung von gemachten Fehlern einhergehen.
Alexander Dietrich – Ich denke, niemand stellt in Frage, dass
für die öffentliche VerwaltungRechtssicherheit imHandeln
ein Grundprinzip darstellt. Allerdings wird dieses Prinzip
auchmanchmal vorgeschoben, um sich der Veränderung zu
verschließen.Dazu ein Beispiel aus der Personalverwaltung.
Wenn ichmit den Recruitern spreche, dann sagen die, dass
wir die Stellen rechtssicher besetzenmüssen. Wenn ich die
Position des Amtsleiters ausschreibe und fünf Juristen als
Bewerber habe, dann ist das völlig richtig, weil ich beim
kleinsten Fehler eine Konkurrentenklage amHals habe und
die Stelle bis zur Klärung zwei Jahre blockiert ist. Aberwenn
ich einen IT-Spezialisten suche und nur einen Bewerber
habe, dannmuss ich denmöglichst schnell einstellen.Wenn
ich demmit einemHaufenFormulare komme, unterschreibt
der woanders. Deshalb benötigt man eine gewisse Agilität,

um die meist vorhandenen rechtlichen Spielräume zielge-
richtet zu nutzen. Und das kommt in der Verwaltung häufig
noch zu kurz.
Andreas Gourmelon – Es muss immer in der einzelnen Orga-
nisationseinheit die Balance zwischenAgilität und Stabilität
gewahrt werden.Mehr Stabilität dort, wo schnell viele Fälle
abgearbeitet werdenmüssen.MehrAgilität, wenn neue Pro-
zesse und Produkte zu erarbeiten sind.
Klaus Weisbrod –Wichtig ist, dass man beim Thema Agilität
alleMitarbeiterinnen undMitarbeitermitnimmt. Es gibt im-
mer welche, die bremsen. Deshalb ist es besser, kleine
Schritte zumachen und bei Aufgaben und Problemen anzu-
fangen, bei denenman zumBeispiel bei der Digitalisierung
schnell Ergebnisse erzielen kann. Das ist besser, als einen
großen Plan für alles zu entwickeln, der gar nicht erst aus
den Startlöchern kommt.

Mancheswird analog bleiben,mancheswird digi-
tal werden.Was bedeutet das für dieMitarbeiter?
Vanessa Scherb-Böttcher –Mit Blick auf die Koexistenz von
Linienorganisation undAgilität würde ichmal etwas provo-
kativ folgende These in den Raum stellen: Viele Prozesse
undVerwaltungsangelegenheiten innerhalb der Linienorga-
nisation dürften in nicht allzu ferner Zeit von künstlicher In-
telligenz erledigtwerden können.Dabei denke ich zuerst vor
allem an Entscheidungen, bei denen kein Ermessensspiel-
raum besteht. Diese sogenannten gebundenen Entschei-
dungen oder gebundenen Verwaltungsakte sind prädesti-
niert, künftig mittels künstlicher Intelligenz ausgeführt zu
werden. Bleibt demMitarbeiter mehr Zeit und mehr Kapa-
zität für die von Herrn Riedel und Herrn Kasecker bereits
angesprochenen Kontakte zum Bürger: Das heißt dann
auch, dass die Arbeit im Öffentlichen Dienst kreativer, ab-
wechslungsreicher und erfüllenderwird – also Attribute, die
heute von modernen Arbeitnehmern – zu recht – eingefor-
dert werden.
Andreas Gourmelon – Alle Tätigkeiten, die stark regelgeleitet
sind, können durch neue Technologien unterstützt oder gar
ausgeführt werden. DieseMöglichkeit sehe ich bei komple-
xen Beratungsleistungen für Bürger, die an Bedeutung ge-
winnenwerden, jedoch nicht. Daraufmüssenwir uns in der
Aus- und Fortbildung einstellen.
Wolf Steinbrecher – Der Kontakt mit dem Bürger macht uns
dann auch schneller und besser. In Freiburg sollte beispiels-
weise imZusammenhangmit demOnline-Zugangs-Gesetz
die bisher übliche postalische Zustellung einesMietspiegels
nach Antrag und gegen Bezahlung digitalisiert werden.
Dazu hat die Stadtmit derUni Konstanz eine Arbeitsgruppe
eingerichtet. Die Studierenden sind in die Bürgerbüros ge-
gangen und haben die Leute gefragt, was sie überhaupt
möchten. Und für diewar die Vergleichsmiete für ihreWoh-
nung viel interessanter als ein abstrakter Mietspiegel. Dar-
aufhin wurde eine App gebaut, bei der man seine Adresse
und ein paar Wohnungsangaben eingeben kann und dann
die Vergleichsmiete erhält. Das spart Geld, ist schneller und
auch noch qualitativ besser.

REKRUTIERUNG

3

Lassen Sie uns noch auf das ThemaRekrutierung
kommen. Herr Kasecker, Sie sind für die Nach-
wuchswerbung bei der Polizei speziell für den IT-
Bereich verantwortlich.Wie gewinnen Sie junge
Leute dafür?
Rainer Kasecker – Unser Hauptproblem war bis vor kurzem,
dass wir als Polizei von den potenziellen Bewerbern als IT-

Einig waren sich die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Runden Tisches darin, dass der öffentliche Dienst digitaler und agiler werden muss. Nur so wird
er auch in Zukunft junge Mitarbeiter finden und bürgernah arbeiten können.

„OHNE DEN MENSCHEN
ALS ANSPRECHPARTNER

FÜR DIE BÜRGER
GEHT ES AUCH

IN ZUKUNFT NICHT.“

Arbeitgeber kaumwahrgenommenwurden. Vor drei Jahren
kannten uns von den Studierenden und jungen Berufstäti-
gen im IT-Umfeld gerade einmal 25 Prozent. Das ist natür-
lich viel zu wenig, um ausreichend Interessenten zu gewin-
nen. Zudemwissen viele nicht, was IT-Arbeit bei der Polizei
bedeutet und welche spannenden Aufgaben damit verbun-
den sind. Ohne die IT im Hintergrund läuft bei uns heute
nichts mehr. Manche kennen den Begriff Cybercops, wir
nennen sie IT-Kriminalisten, die Straftaten unter Verwen-
dung von IT aufklären. Unsere Kampagne hatte daher zwei
Ziele: bekannter zu werden und aufzuzeigen, dass wir at-
traktive Jobs bieten. Das erste Ziel haben wir dahingehend
erreicht, dass uns heute immerhin 50Prozent der Studieren-
den und jungen IT-Professionals kennen.Waswir noch ver-
bessern müssen, ist die Konversionsrate von Bewerbern zu
Einstellungen.Wir möchten Bewerber dazu bringen, selbst
zu prüfen, obwir als öffentlicher Arbeitgebermit allem,was
wir heute dazu bereits besprochen haben, zu ihnen passen.
Erst danach schauen wir, ob sie für uns geeignet sind, und
dann starten wir miteinander.
Gottfried Richenhagen – Ich finde das sehr innovativ, wasHerr
Kasecker hier zum Recruiting dargestellt hat. Wir müssen
die Bewerberinnen und Bewerber dazu bringen, darüber
nachzudenken, ob der öffentliche Dienst zu ihnen passt.

FrauWeinl, Sie haben esmit Leuten zu tun, die
sich bereits für den öffentlichenDienst entschie-
den haben.Waswar oder ist derenHauptmotivati-
on für diese Entscheidung?
Monika Weinl – Ein Grund ist nach wie vor die Sicherheit, die
der öffentlicheDienst als Arbeitgeber bietet. Es ist bei vielen
aber auch der Wunsch, etwas für die Allgemeinheit zu tun
und – selbst wenn das vielleicht etwas hochtrabend klingt –
für die Menschen da zu sein und etwas für sie zu bewirken.
Die bekommen leuchtende Augen, wenn sie von ihrem Be-
ruf berichten. Es gibt auch welche, die sich für den öffentli-
chen Dienst entscheiden, weil er ihnen einen guten Beruf
und zugleich die Vereinbarkeit mit der Familie ermöglicht.
Wir haben zum Beispiel bei uns in der BVS 200Mitarbeiter
und gefühlt 300 verschiedeneArbeitszeitmodelle, das heißt,
wir haben diesbezüglich eine enorme Flexibilität. Der öf-
fentlicheDienst ist hier sicher Vorreiter.Mandarf auch nicht
vergessen, dass Bund, Länder und Gemeinden eine un-
glaubliche Fülle an verschiedenen Einsatzmöglichkeiten
bieten. Dasmüssenwir nochmehr kommunizieren, und da-
für sindwir auch anlässlich unseres 100-jährigen Bestehens
mit einem Show-Truck in ganz Bayern unterwegs und wer-
ben mit dieser Vielfalt an Berufen. Ich sehe es ja an meiner
eigenen Laufbahn, wie viele verschiedene Möglichkeiten
sich immerwieder eröffnet haben undwas ich dort alles ge-
stalten und bewirken konnte. Und das bekommt man von
den Leuten, denen man hilft, auch zurück. Die Digitalisie-
rung ist schön und gut und hilft uns, besser zuwerden. Aber
ohne denMenschen als Ansprechpartner für die Bürger geht
es auch in Zukunft nicht.

Müsste der Aspekt der gesellschaftlichen Relevanz
der Tätigkeiten imöffentlichenDienst, auch vor dem
Hintergrund der zunehmenden gesellschaftlichen
Spaltung, noch stärkerhervorgehobenwerden?
Klaus Weisbrod – Auf jeden Fall. Unser Leitmotiv lautet: Un-
sereKundschaft ist dieGesellschaft.Wirmüssen für die ver-
schiedenen Aufgaben sehr zielgruppenspezifisch werben.
Derzeit sind Familie und Bekanntenkreis immer noch die
häufigsten Werber oder Informanten für uns. Wir müssen
aber auch mehr in die Schulen mit ihren Berufsbörsen und
Abi-Informationstagen gehen oder auch Schnupperpraktika
anbieten. Die jungen Leute möchten etwas Sinnvolles tun,
und wir haben dazu die passenden Angebote.
Alexander Dietrich –Wir sind als Arbeitgeber auch für die
jungen Leute nach wie vor attraktiv. Die Heterogenität der
Aufgabenmacht es uns nicht einfach, uns als Arbeitgeberin
zu positionieren. Da haben es Unternehmen wie die gro-
ßen Automobilkonzerne natürlich leichter. Auch die Stadt-
werke München werben recht erfolgreich mit Plakatmoti-
ven, die das Oktoberfest und denOlympiapark zeigen und
damit auf die Attraktivität der Stadt setzen. Bei uns kennt
man zwar viele Dienstleistungen von der Feuerwehr bis
zumKindergarten, dennoch sind wir als Arbeitgeber nicht
in den Köpfen der Leute verankert. In Sachen Arbeitgeber-
marke und Personalmarketing wollen wir als Landeshaupt-
stadtMünchen noch einiges verbessern und gehen das be-
reits an.

Aber kannman sich bei aller Attraktivität Ihrer
Arbeitsplätzemit einem Job bei der Landeshaupt-
stadt die teure StadtMünchen überhaupt noch
leisten?
Alexander Dietrich –Wir bieten neben dem tariflichenGehalt
auch Zulagen und solltenwiedermehr inWerkswohnungen
investieren. Wir stellen den öffentlichen Dienst bei der Be-
zahlung allerdings oft schlechter dar, als er tatsächlich ist,
denn er hat neben demGehalt viele Vergünstigungen zu bie-
ten und ist auch am Hochpreisstandort München konkur-
renzfähig.
Gesine Wilke –Das kann ich nur unterstreichen, denn neben
der bereits genannten Sicherheit sowie der Vereinbarkeit
von Beruf und Familie durch zahlreiche Arbeitszeitmodelle
können wir auch bei der Bezahlung weitgehend mithalten.
Problematischwird es beimVerdienst bei Führungspositio-
nen.Da ist der öffentlicheDienst zurzeit wenig konkurrenz-
fähig, wenn es umdie Rekrutierung qualifizierter Führungs-
kräfte geht. Egal ob für langjährige Beschäftigte oder
Quereinsteiger: Wenn wir passgenaue Angebote machen,
stehen als Arbeitgeber ziemlich gut da. Jacob Neuhauser
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MIT DER ROBE KOMMT
DIE GROSSE FREIHEIT

An den Gerichten wachsen die Aktenberge, die Verfahren ziehen sich in die Länge.
Der Grund: Es gibt zu wenig Richterinnen und Richter. Obwohl der Beruf ein Höchstmaß an Autonomie bietet.

S ven Rebehn, Bundesgeschäftsführer des
Deutschen Richterbundes in Berlin, kommt
schnell zur Sache. „2018 fehlten bundes-
weit in Gerichten und Staatsanwaltschaf-
ten rund 2.000 Richter und Staatsanwälte“,
sagt er. Die Politik sei zwar bemüht, die
Personallücken in der Justiz zu schließen.

Aber eine Fülle neuer Aufgaben – Stichworte: Hasskrimi-
nalität imNetz, Reform der Vermögensabschöpfung, Die-
selklagen – zehrten den Personalzuwachs wieder auf. Und
das sei erst der Anfang, sagt Rebehn, denn bis 2030müss-
ten bundesweit mehr als 10.000 in den Ruhestand wech-
selnde Juristen im Staatsdienst ersetzt werden. „Die wach-
sende Personallücke lässt sich nur schließen“, sagt
Rebehn, „wenn die Justiz im Vergleich zurWirtschaft wie-
der deutlich an Attraktivität gewinnt.“

Tatsächlich heuern die meisten Juraabsolventen
heute in einer Rechtsanwaltskanzlei an, möglichst renom-
miert, möglichst international, möglichst urban gelegen.
Mehrsprachige und IT-affine Prädikatsjuristen mit guten
Kenntnissen auf einem gesuchten Rechtsgebiet erwarten
sechsstellige Einstiegsgehälter und großzügige Entwick-
lungsangebote – allerdings für eineWochenarbeitszeit von
oft mehr als 60 Stunden. Auch Hannah Paede, Richterin
auf Probe amAmtsgericht Rheinberg, wäremit ihrem Prä-
dikat im zweiten Staatsexamen mit Handkuss von einer
großen Sozietät in Frankfurt oder Düsseldorf genommen
worden. Das war aber nicht ihr Ding. „Man verdient zwar
mehrGeld in einerGroßkanzlei“, sagt die 29-Jährige. „Aber
ich will einen Job, der mir Spaß macht und irgendwann
eine Familie. Und da ist man im Richteramt viel flexibler

als in einer Groß-
kanzlei.“ Damit
meint sie nicht
nur Teilzeitarbeit.
„Als Richter hat
man gar keine vor-
geschriebene Ar-
beitszeit“, erläu-
tert Paede. „Man
entscheidet selbst,
wann und wie lan-
ge man arbeitet.“

„Die Rich-
ter sind unabhän-
gig und nur dem
Gesetze unter-
worfen“, heißt es
in Artikel 97 des
Grundgesetzes.
Wie kaum einer
anderen Berufsgruppe wird deutschen Richtern ihre Frei-
heit garantiert. Wer beide juristische Staatsexamina mit
guten Noten und eine mehrjährige Probezeit bestanden
hat, wird auf Lebenszeit ernannt, kann nicht gegen seinen
Willen versetzt werden und darf die Vokabel „mein Chef“
getrost aus seinem Sprachschatz streichen. „Richterinnen
und Richter sind komplett alleinverantwortlich für die Ver-
fahren“, sagt Hannah Paede, „man entscheidet allein nach
seinemRechtsverständnis. Niemand sagt einem, was rich-
tig ist oder falsch.“ Das Schöne an Jura sei, dass man vie-
le Auffassungen vertreten könnte. „Als Richter entschei-

det man sich für
die, die man sel-
ber nach dem Ge-
setz für richtig hält
– auch wenn der
Kollege im Büro
nebenan das an-
ders sieht.“

Doch die
Freiheit hat ihren
Preis: Eine breite
Mehrheit der jün-
geren Richter und
Staatsanwälte ist
mit ihrem Einkom-
men unzufrieden.
Bei einer Allens-
bach-Umfrage für
denRolandRechts-
report 2019 gaben

nur zwölf Prozent der befragten Richterinnen und Rich-
ter unter 40 Jahren an, sich eher gut bezahlt zu fühlen. Das
deckt sichmit denBefunden einerGehalts-Studie vonKien-
baum Consultants im Auftrag des Richterbundes. Danach
klafft die Einkommenslücke zwischen Richtern und Staats-
anwälten auf der einen Seite und den Juristen in Unterneh-
men und großen Kanzleien auf der anderen immer weiter
auseinander. Wer heute als lediger Richter oder Staatsan-
walt in den Beruf einsteigt, erhält im bundesweiten Durch-
schnitt rund 50.000 Euro brutto im Jahr. Ein vergleichba-
rer Prädikatsjurist in einem Unternehmen verdient nach

den Angaben Kienbaums hingegen im Mittel 87.000 Euro
jährlich, ein Anwalt in einer Großkanzlei wird auf der ers-
ten Karrierestufe im Schnitt sogar mit rund 120.000 Euro
pro Jahr vergütet.

„Auch wenn internationale Kanzleien sicherlich
deutlich bessere Gehälter bezahlen, gilt es, die Vorteile des
öffentlichen Dienstes im Auge zu behalten“, erinnert Mat-
thias Baukelmann (36). Damit meint der Richter am Land-
gericht Frankenthal in der Pfalz zumBeispiel die Beihilfe zur
privaten Krankenkasse und die gegenüber der gesetzlichen
Rente deutlich auskömmlichere Pension. Noch wichtiger
ist ihm freilich die Freiheit bei der Entscheidungsfindung.
„Hieraus folgt aber auch Verantwortung“, mahnt Baukel-
mann. Auch für sich selbst. „Welchen Berufsweg ein Jurist
einschlägt sollte nicht alleine vomPrestige oder der Bezah-
lung abhängen, sondern von der persönlichen Vorliebe.“

In den Gerichten und Staatsanwaltschaften wächst
die Sorge, dass die Justiz imWettlauf um die besten juristi-
schen Köpfe den Anschluss verlieren könnte. Erschwerend
kommt hinzu, dass sich die Bundesländer gegenseitig Kon-
kurrenz machen. Die Unterschiede bei den Anfangsgrund-
gehältern junger Richter und Staatsanwälte sind groß.Nach
aktuellen Zahlen des Richterbundes erhält ein junger Rich-
ter oder Staatsanwalt in Bayern monatlich rund 17 Prozent
mehrGehalt als ein Berufsanfänger im Saarland. Im vergan-
genen Jahr waren es sogar 27 Prozent. Neben dem Saarland
bilden Rheinland-Pfalz und Mecklenburg-Vorpommern,
dicht gefolgt von Thüringen die Schlusslichter bei der Be-
soldung junger Richter und Staatsanwälte. Am besten ver-
dienen sie in Bayern, Hamburg und Baden-Württemberg,
gefolgt vom Bund. KAREN ENGELHARD

An Sitzungstagen leiten Richter Verhandlungen, an den übrigen Tagen fertigen sie Urteile an,
bereiten Sitzungen vor oder erledigen Dezernatsarbeit (links Hannah Paede, rechts Matthias Bau-
kelmann). Fotos: privat (links), Landgericht Frankenthal/Pfalz

ERZIEHER FINDEN
IST KEIN KINDERSPIEL
Städte und Kommunen suchen händeringend Betreuer für ihre

jüngsten Bürger. Die Personalämter in Augsburg und Regensburg rücken
dem Problemmit pfiffigen Ideen zu Leibe.

D ieWelle an renten- und pensionsbe-
dingten Abgängen, die auf Bund,
Länder und Gemeinden zurollt,
lässt sich relativ einfach bemessen.
Dazu reichen Dagmar Götz und
Inge Zuleger, die sich die Leitung
des Personalamts der Stadt Augs-

burg teilen, ein Blick auf die Altersstruktur ihrer Beleg-
schaft. „Etwa 1.000 der rund 6.700 Beschäftigten der
Stadt Augsburg werden bis 2025 ausscheiden“, sagt Inge
Zuleger. Jeder Achte arbeitet in einer der 34 städtischen
Einrichtungen, in denen mehr als 3.000 Kinder betreut
werden. „Erzieherinnen und Kinderpflegerinnen gehören
zu den Beschäftigten, die wir am dringendsten suchen“,
bestätigt Götz. Vor ganz ähnlichen Problemen steht ihr
Kollege Egon Reichsthaler, Leiter des Personalamts in Re-
gensburg. „Das gesetzlich verankerte Recht auf einen Be-
treuungsplatz sowie die vorgegebenen Anstellungsschlüs-
sel nehmen uns in die Pflicht, für ausreichend qualifizierte
Mitarbeiter zu sorgen“, beschreibt Reichsthaler das Prob-
lem vieler Kommunen.

Dabei bieten die Kinderbetreuungseinrichtungen in
staatlicher Hand eine Vielzahl an flexiblen Arbeitszeitmo-
dellen und diverse Wiedereinstiegsmodelle, die Müttern
und Vätern die Rückkehr an ihren Arbeitsplatz nach dem
Ende der Elternzeit erleichtern. Die bessere Vereinbarkeit
von Familie und Beruf ist ein Vorteil, der für den gesamten
öffentlichen Dienst gilt. Gerade die jetzt ins Erwerbsleben
strömende Generation achtet viel mehr als ihre Vorgänger
auf eine ausgeglichene Work-Life-Balance oder legt Wert
auf dieMöglichkeit, Zeit für ein Sabbatical anzusparen.Mit
Blick auf die Kindererziehung ist es vor allemdie langeAus-
bildungszeit, die viele Bewerberinnen abschreckt.

Eine Lösung, die sowohl in Regensburg als auch in
Augsburg umgesetzt wird, heißt OptiPrax. Das steht für
„Erzieherausbildung mit optimierten Praxisphasen“ und
bedeutet eine Verkürzung der Ausbildung von fünf auf drei
Jahre. Die teilt sich in 24Monate Fachausbildung und zwölf
Monate praktische Arbeit, die sich phasenweise abwech-
seln und jeweils vergütet werden. „Wir haben dieses Ausbil-
dungsmodell 2016 eingeführt und 2019 den ersten Jahrgang
fast komplett übernommen“, sagt Reichsthaler. Diese Vari-
antewurde 2016 auch inAugsburg eingeführt, seit 2019wer-
den jedes Jahr 25 Ausbildungsplätze für dasOptiPrax-Modell
angeboten. „Die schnellereAusbildung kommt auch den an-

gehendenErzieherinnen zugute, denn dadurch verkürzt sich
die Fachausbildung, und sie können früher in denBeruf ein-
steigen“, nennt Zuleger als wichtigsten Vorteil.

„WIR PUNKTEN
MIT EINER

HERVORRAGENDEN
JOBPERSPEKTIVE.“

Ander generell nicht geradeüppig bemessenenVergü-
tungvonErzieherinnenundErziehern währendundnachder
Ausbildung können die Städte als Träger von Einrichtungen
kaumetwas ändern. Sie haben andereMöglichkeiten, umdas
auszugleichen. InAugsburgundRegensburg setztmanaufdas
besondersknappeGutWohnraum.„Wirhabeneinigevergüns-
tigte Apartments für Bewerber, die die reguläre oder die drei-
jährige Erzieherausbildung in einer städtischen Einrichtung
absolvieren“, erläutert Reichsthaler. „PreiswertenWohnraum
können wir ebenfalls, wenn auch begrenzt anbieten. Und wir
punkten,wiedergesamteöffentlicheDienst,mit einerhervor-
ragenden Jobperspektive. Wir haben eine Vereinbarung mit
dem Personalrat getroffen, die bei uns betriebsbedingte Kün-
digungen ausschließt. Undnach 15 Jahren greift ein tariflicher
Kündigungsschutz, der die von Haus aus überwiegend unbe-
fristeten Stellennahezuunkündbarmacht“, erklärt Zuleger.

Um noch mehr qualifiziertes Personal zu gewinnen,
bietet die Stadt Regensburg Kinderpflegern und Tagesmüt-
tern die Weiterbildung zur Erzieherin an. In der Fugger-
stadt geht man sogar noch einen Schritt weiter. „Wir loten
gerade in Zusammenarbeit mit einer Personalberatung die
Möglichkeit aus, deutschsprachige Erzieherinnen in Frank-
reich und Spanien anzusprechen und für eine Tätigkeit in
Augsburg zu gewinnen. Selbstverständlich bei gleicher
Bezahlung wie die deutschen Kolleginnen“, sagt Dagmar
Götz. Denn die Herausforderungen werden angesichts ei-
ner wachsenden Bevölkerung sowie möglichen neuen Ge-
setzen, die den Anspruch auf Kita- und Hortplätze begrün-
den, nicht kleiner. JACOB NEUHAUSER

https://www.mit-sicherheit-anders.de/IT/
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SCHÖNE SMARTE WELT
Deutschlands Städte sind auf dem bestenWege, mit Smart City-Lösungen das Leben ihrer Bürger zu verbessern.

Wäre da nur nicht das Problemmit den vielen IT-Kräften, die auch der öffentliche Dienst dafür benötigt.

K aum ein Gerät symbolisiert den Unter-
schied zwischen der alten, analogen
und der smarten, digitalen Stadt so
gut wie der Parkscheinautomat. Frü-
her benötigten die Autofahrer, nach-
dem sie nach nervenaufreibender Su-
che endlich einen freien Platz

gefunden hatten, das für die Parkdauer passende Klein-
geld. In Städten wie Bad Hersfeld, Bonn oder Cottbus sor-
gen heute Smart-City-Lösungen für entspannte Fahrer,
denn dort erfassen Sensoren belegte und freie Parkplätze
und leiten diese Information an einen Server weiter. Über
ihn sind die Daten online in Echtzeit verfügbar, sodass Au-
tofahrer freie Parkplätze erkennen und gezielt ansteuern
können. Der Parkvorgang selbst kann ebenfalls mittels
Smartphone und App, Anruf oder SMS gestartet und be-
endet sowie bargeldlos bezahlt werden. Für das überflüs-
sig gewordene Kleingeld findet sich bestimmt eine nahe-
gelegene Eisdiele. „Auch mittelgroße Städte benötigen
intelligente Lösungen, um die Zukunft aktiv mitgestalten
zu können. Richtig eingesetzt, bietet Smart City enorme
Chancen für die Kreisstadt und deren Bürger“, sagt Tho-
mas Fehling, Bürgermeister von Bad Hersfeld.

Andernorts wird diese Idee bereits eine Stufeweiter-
gedacht. In Darmstadt integriert eineMultimodalitäts-App
verschiedeneMobilitätsdienstewieÖffentlichen Personen-
nahverkehr, Carsharing, Leihräder undMitfahrgelegenhei-
ten in einer mobilen Anwendung. Das erhöht die Auswahl
möglicher Routen und Verkehrsmittel, sodass die Nutzer
schneller ans Ziel kommen und alle Verkehrsmittel in ei-
nemVorgang bezahlen können. Selbstredend elektronisch.
VernetzteDatenströme können darüber hinaus für viele un-
terschiedliche Aufgaben eingesetzt werden. ImEnergiema-
nagement zielen die Baumeister der Smart City auf eine effi-

zienteWasser- und Stromversorgung, in der Verwaltung auf
die Verbesserung kommunaler Dienstleistungen. Ziel der
Anstrengungen ist es,mit innovativenKonzepten undTech-
nologien die Lebensqualität für die Bewohner zu steigern
und Probleme zu lösen, die aus dem demografischenWan-
del, dem Bevölkerungswachstum, der Umweltverschmut-
zung, demKlimawandel und der Verknappung vonRessour-
cen entstehen.

Weil das auf so gut wie alle Aufgaben des öffentli-
chen Dienstes zutrifft, ist eine Digitalstrategie vonnöten,
die sicherstellt, dass alle beteiligten Stellen an einem Strang
ziehen. InHamburg gibt es dafür seit Anfang 2018 das Amt
für IT und Digitalisierung (ITD). „Da die Verwaltung aus
vielen verschiedenen Behörden, Ämtern, Bezirken oder
auch Landesbetrieben besteht, müssen die Fäden der Di-

gitalisierung an einer Stelle zusammenlaufen“, erklärt Jörg
Schmoll, der im Amt ITD für Digitalstrategie und Kom-
munikation verantwortlich ist. So wird eine Steuerung der
verschiedenen Digitalisierungsprojekte für die gesamte
Stadtmöglich. Allein umden städtischen Verkehr sicherer,
effizienter und umweltfreundlicher zu gestalten und den
Komfort für die Bürger zu erhöhen, werden rund 60 Pro-
jekte umgesetzt, die beispielsweise autonomenBusverkehr,
intelligentes Parken oder die Baustellenkoordinierung zum
Gegenstand haben.

Der größte Hemmschuh für die Umsetzung dieser
und vieler weiterer Smart City-Projekte ist die Knappheit
an IT-Fachkräften. Nach Angaben des Branchenverbandes
Bitkom gibt es aktuell 124.000 unbesetzte Stellen. Im Ver-
gleich zum Vorjahr stieg deren Zahl 2019 um 51 Prozent,

innerhalb von zwei Jahren hat sich die Zahl der Leerstellen
sogarmehr als verdoppelt. „DerMangel an IT-Experten be-
trifft längst nicht mehr nur die Informationstechnik selbst,
sondern die gesamteWirtschaft undVerwaltung, Behörden
und Wissenschaft“, erklärt Bitkom-Präsident Achim Berg.
„Jede unbesetzte IT-Stelle kostet Umsatz, belastet die Inno-
vationsfähigkeit derUnternehmenund bremst die nötige di-
gitale Transformation.“ Eine repräsentative Umfrage unter
Geschäftsführern und Personalverantwortlichen zeigt: Ge-
fragt sind vor allemSoftware-Entwickler. Jedes dritteUnter-
nehmen mit mindestens einer offenen IT-Stelle sucht Pro-
grammierer. Dahinter folgen IT-Anwendungsbetreuer, Data
Scientists, IT-Projektmanager sowie IT-Berater und IT-Ser-
vice-Manager. Auch Ingenieuremit IT-Kenntnissen sind zu-
nehmend gefragt.

Das Hamburger Amt ITD drückt an dieser Stelle
ebenfalls der Schuh. Gegenwärtig sind dort über 100 Mit-
arbeiter tätig, weitere 20 Stellen werden in den kommen-
den Monaten ausgeschrieben. Gesucht werden nicht nur,
aber vorrangig IT-Fachkräfte. „Grundsätzlich stellt die
Gewinnung von Fachkräften für alle Akteure im Bereich
IT und Digitalisierung eine große Herausforderung dar“,
sagt Schmoll: „Eine weitere ist es, in Bezug auf relevante
Zukunftsthemen wie Plattformen, Datenverwendung und
künstliche Intelligenz handlungsfähig zu bleiben und auch
hier entsprechende Expertise aufzubauen.“ Eine Bestäti-
gung, dassHamburg trotz der Schwierigkeiten auf demPer-
sonalmarkt auf dem richtigenWeg ist, erhielt die Stadt kürz-
lich auf der Smart Country Convention. Im Digitalranking
aller 81 deutschen Großstädte belegte Hamburg den ersten
Platz. Der Lohnwar der Smart City Award.Doch biswirklich
alleMöglichkeiten der schönen smartenWelt ausgeschöpft
werden, ist es noch ein weiterWeg.

Jacob Neuhauser

Zur Smart City gehört neben vernetzter Mobilität und Infrastruktur auch E-Government. Foto: Adobe Stock/Montri

WO KNAPPHEIT KEINEN PREIS HAT
Bis 2030 werden im öffentlichen Dienst rund 500.000 Fach- und Führungskräfte fehlen – vor allem Lehrerinnen
und Lehrer sowie Fachkräfte in der Verwaltung. Wobei mehr Geld für alle Mitarbeiter keine Lösung ist. Denn
während Bund, Länder und Kommunen einfache Tätigkeiten vergleichsweise großzügig entlohnen, verdienen
hochqualifizierteMitarbeiter vomTechniker aufwärts in der Privatwirtschaft deutlichmehr. InMangelberufenwie
in der IT und bei Führungskräften der obersten Ebenen öffnet sich die Einkommensschere besonders weit. Hier
liegt also ein strukturelles Problem vor, das in Zeiten hoher Erwerbslosigkeit nur nicht aufgefallen ist.

Lehrende Berufe

176.540

60.400

Nicht-akademische
betriebswirtschaftliche,

kaufmännische Fachkräfte und
Verwaltungsfachkräfte

51.910

Nicht-akademische juristische,
sozialpflegerische, kulturelle und

verwandte Fachkräfte

20.475

Betreuungsberufe

15.190

Juristen, Sozialwissenschaftler und Kulturberufe

Assistenzberufe im Gesundheitswesen

20.475

Allgemeine Büro- und Sekretariats

4.800

Betriebswirte und vergleichbare akademische Berufe

4.050

Berufe im Bereich
personenbezogener
Dienstleistungen

3.420 Ingenieurtechnische und vergleichbare Fachkräfte

1.920

Naturwissenschaftler, Mathematiker und Ingenieure

1.920

GesamtnachfragedesöffentlichenSektorsbis 2030
(in Anzahl Beschäftigte)

Q
ue
lle
:P

wC
/e
ig
en
eB

er
ec
hn

un
ge
n

TOP 10 DER BERUFSGRUPPEN IM ÖFFENTLICHEN DIENST
MIT DEM GRÖSSTEM FACHKRÄFTEMANGEL, 2030.
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Na klar – wir kommen!

50 Orte – Mai bis September 2020
auch in Ihrer Nähe

Die Bayerische Verwaltungsschule bietet Informationen und
unterhaltsame Angebote rund um den öffentlichen Dienst.

Sie erfahren, was Sie schon immer wissen wollten, und woran Sie noch
nie gedacht haben. Kommen Sie und lassen Sie sich überraschen!

Den Tourplan und noch viel mehr finden Sie auf
www.100jahre-bvs.de.
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http://100jahre-bvs.de/
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BERUF: HAUSARZT –
ARBEITGEBER: DER BÜRGERMEISTER

Um demMangel an Landärzten entgegenzutreten, dürfen Städte und Gemeinden
eigene medizinische Versorgungszentren gründen und betreiben. Eine gute Idee?

Vor sechs Jahren gab es in Neuenrade im Sauerland sechs
Hausärzte. Keiner war jünger als 60, keiner konnte einen
Nachfolger präsentieren, aber alle teilten meine Besorgnis:
Wer würde in absehbarer Zukunft unsere rund 12.300 Ein-
wohnermedizinisch grundversorgen?

Als Bürgermeister trug ich das Problem in die Ent-
scheidungsgremien der Stadt. Was konnten wir als Kom-
mune tun? Wir warben, wir wälzten Studien und lernten,
dass heute vier von fünf jungen Medizinern Frauen sind.
Die meisten planen eine Familie und legen Wert auf Teil-
zeitarbeit. Das kann man verstehen. Ebenso, dass viele vor
der unternehmerischen Verantwortung einer eigenen Pra-
xis zurückscheuen. Verständnislos denKopf geschüttelt ha-
benwir nur darüber, dass niemand in diese großartige Land-
schaft möchte. Wir finden das großartig. Und wenn uns
nachGroßstadt zumute ist, sindwir in einer Stunde in Köln.
Ein Bürgermeister ist keinMediziner. Aber er trägt die Ver-

antwortung, die medizinische Ver-
sorgung der Bürger sicherzustellen.
Seit 2017 ist es den nordrhein-west-
fälischen Kommunen gestattet, ei-
gene Hausarztpraxen zu betreiben.
Darin sahen wir Vorteile: Ein kom-

munales medizinisches Versorgungszentrum würde Ärz-
tinnen und Ärzten Teilzeitarbeit gestatten, Jobsharing und
die faire Verteilung von Diensten. Als angestellte Medizi-
ner in den Diensten der Stadt haben sie ein gutes und si-
cheres Einkommen ohne großen bürokratischen Aufwand.
Weil sich anfangs kein Hausarzt bereiterklärte, diemedizi-
nische Leitung eines solchen kommunalenGesundheitsbe-
triebs zu übernehmen, starteten wir eineWerbekampagne
in der Region. Eine Fraktion im Stadtrat von Neuenrade
schlug vor, eine Vermittlungsprämie für die Anwerbung ei-
nes ärztlichen Leiters auszuloben. Notmacht erfinderisch.

Anfang 2018 führten wir erste – schwierige – Ge-
spräche mit der Kassenärztlichen Vereinigung (KV). Die
KV hat zwar die Versorgungspflicht – aber wir in Neuenra-
de das Problem. Erst die Einwilligung eines ortsansässigen
Mediziners, ärztlicher Leiter unserer geplanten Stadtarzt-
praxis zu werden, brachte uns weiter. Und das zuständi-
ge Ministerium in Düsseldorf half uns auch. Im Dezem-
ber 2019 ließ die KV unsere kommunale Hausarztpraxis
zu – als erste in Nordrhein-Westfalen. Gegründet haben
wir sie als Anstalt des öffentlichen Rechts, mit einem eh-
renamtlich tätigen Vorstand und einem Verwaltungsrat
aus gewähltenMitgliedern des Stadtrats. Sie hat ihren Sitz
in der ehemaligen Praxis des medizinischen Leiters. Die
hatte Neuenrade mit allen Drum und Dran erworben. Es
mag ungewöhnlich sein, als Stadt eine eigene Arztpraxis
zu unterhalten. Aber wir gehen von einem überschauba-
ren wirtschaftlichen Risiko aus. Zurücklehnen können wir
uns nicht. Die Aufgabe ist noch nicht gelöst. Aber wir ha-
ben den Lösungsrahmen vergrößert.

Der Ärztemangel insbesondere auf dem Lande kommt
nicht überraschend. Jahrzehntelange politische Untätig-
keit, wie zu wenige Medizinstudienplätze, und politische
Fehler, wie eine unzweckmäßige Bedarfsplanung, haben
die heutige Situation mit verursacht. Kleine Gemeinden
und ländliche Regionen – und auch wir Ärzte – dürfen die
Versäumnisse nun ausbaden.

Ich persönlich beglückwünsche den Bürgermeister
vonNeuenrade. Sollte die Stadt deshalb zumVorbild für an-
dere Gemeinden werden? Nein.

Die Neuenrader haben mit ihrem kommunalen Me-
dizinischen Versorgungszentrum (MVZ) vieles richtig ge-
macht, aber sie hatten auch sehr günstige Rahmenbedin-
gungen: Sie konnten Praxisräume übernehmen und fanden
einen erfahrenen niedergelassenenArzt alsMVZ-Leiter, der
bereit ist, sich umdenGroßteil der Bürokratie zu kümmern.
Das ist ganz klar ein Einzelfall.

Eine Arztpraxis kann man auch als Kommune nicht
„einfach so“ eröffnen. Dafür braucht es eine detaillierte,
langfristige Planung und sehr viel Wissen. Die wenigsten
Kommunen verfügen über das Know-how, laufen aber ein
hohes finanzielles Risiko:Weil die Gehälter hoch seinmüs-
sen, um attraktiv zu sein, oder weil zu wenigHonorar erlöst
wird.Weil Regresse drohen, wenn zu viel verordnetwird. Ist
die Kommune bereit, auch rote Zahlen zu schultern?

Politische Entscheidungen werden häufig aus wahl-
taktischen Interessen gefällt. Jeder Bürgermeister, jede Bür-

germeisterin wird erst einmal sagen: „Unsere Gemeinde
braucht einen eigenen Arzt.“ Das wollen dieWähler hören,
selbst wenn es nicht derWahrheit entspricht.

Keine Gemeinde, keine Region darf abgehängt wer-
den. Das heißt aber nicht, dass jedes 1.000-Seelen-Dorf
eine eigeneArztpraxis braucht.MedizinischeVersorgung ist
heute viel flexibler als noch vor 50 Jahren. Es gibt großartige
Konzepte, zum Beispiel den Medibus der Kassenärztlichen
Vereinigung (KV) Hessen, der täglich mehrere Gemeinden
anfährt und den Arzt zu den Patienten bringt statt umge-
kehrt. Oder ein Hausarzt ist nur tageweise vor Ort in einer
sogenannten Satellitenpraxis.

Das sind nur zwei von vielen möglichen Modellen.
Bürgermeister aus unterversorgtenKommunenmüssten nur
mit den KVen sprechen, und zwar frühzeitig. Wenn es im
Ort keineKita-Plätze, keinenBäcker, keineKneipe gibt –wa-
rum sollten sich dort Ärzte niederlassenwollen? Ein Praxiss-
tandortmuss heute für die gesamte Familie interessant sein.

Andere Praxen in der Umgebung geraten unter Kon-
kurrenzdruck, sowohl bei der Personalsuche als auch beim
Praxisverkauf. Statt Praxisinhabern
rücken angestellte Ärzte nach. Im
Schnitt sind drei davon nötig, um
einen niedergelassenen Arzt zu er-
setzen. Ein Teufelskreis.

Dr. Dirk Heinrich, Bundesvorsitzender des
Virchowbundes, des Verbands der niederge-
lassenen Ärzte Deutschlands, gibt der kom-
munalen Hausarztpraxis nur geringe Chancen.

FOTO : V I RCHOWBUND

Bürgermeister AntoniusWiesemann aus Neu-
enrade hat das erste kommunale Versor-
gungszentrum in Nordrhein-Westfalen ge-
gründet. FOTO : S TADT NEUENRADE
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